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Veranlasste Leistungen 

G-BA weitet Möglichkeiten zur Krank- 
schreibung per Videosprechstunde aus 
Berlin, 19. November 2021 – Bereits seit Oktober 2020 können Ärztin-
nen und Ärzte auch mittels Videosprechstunde die Arbeitsunfähigkeit 
von Versicherten feststellen. Allerdings gilt dies bislang nur für die Versi-
cherten, die in der Arztpraxis bereits bekannt sind. Zukünftig können 
auch Patientinnen und Patienten per Videosprechstunde krankgeschrie-
ben werden, die der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt unbekannt 
sind. Einen entsprechenden Beschluss hat der Gemeinsamen Bundes-
ausschuss (G-BA) heute gefasst. Unterschiede gibt es jedoch bei der 
Dauer der erstmaligen Krankschreibung: Für in der Arztpraxis unbe-
kannte Versicherte ist diese bis zu 3 Kalendertage möglich, für bekannte 
Versicherte bis zu 7 Kalendertage. 

Dr. Monika Lelgemann, unparteiisches Mitglied des G-BA und Vorsit-
zende des Unterausschusses Veranlasste Leistungen zu den beschlosse-
nen Richtlinienänderungen: „Das Feststellen einer Arbeitsunfähigkeit 
wird nun generell per Videosprechstunde möglich – sofern die Sympto-
matik eine solche Abklärung zulässt. Sie ergänzt damit als gleichberech-
tigte Alternative den bisherigen Standard der unmittelbaren persönli-
chen Untersuchung durch eine Ärztin oder einen Arzt. Die Dauer der 
Krankschreibung variiert allerdings, je nachdem, ob Versicherte in der 
Praxis bekannt sind oder nicht: Während im ersten Fall eine Krankschrei-
bung von bis zu 7 Tagen möglich ist, können Versicherte aus der zweiten 
Patientengruppe bis zu 3 Tage krankgeschrieben werden.“ 

Als generelle Voraussetzung für die Krankschreibung per Videosprech-
stunde gilt unverändert: Die Erkrankung muss eine Untersuchung per Vi-
deosprechstunde zulassen. Zudem ist eine Folgekrankschreibung über 
Videosprechstunde weiterhin nur dann zulässig, wenn die vorherige 
Krankschreibung auf Grundlage einer unmittelbaren persönlichen Un-
tersuchung ausgestellt wurde. Ein Anspruch der Versicherten auf Krank-
schreibung per Videosprechstunde besteht nicht. 

Der Beschluss wird dem Bundesministerium für Gesundheit vorgelegt 
und tritt nach Nichtbeanstandung und Veröffentlichung im Bundesan-
zeiger in Kraft. 

Unabhängig vom getroffenen Beschluss zur Krankmeldung per Video-
sprechstunde gilt die Corona-Sonderregelung zur telefonischen Krank-
schreibung bis zum 31. Dezember 2021: Patientinnen und Patienten, die 
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  an leichten Atemwegserkrankungen leiden, können nach einer telefoni-
schen Befragung bis zu 7 Kalendertage krankgeschrieben werden. Eine 
einmalige Verlängerung der Krankschreibung kann auf diesem Weg für 
weitere 7 Kalendertage erfolgen. 

Hintergrund: Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie des G-BA 

In der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie ist festgelegt, welche Regeln für die 
Feststellung und Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit – die sogenannte 
Krankschreibung – von Versicherten durch Vertragsärztinnen und Ver-
tragsärzten sowie im Rahmen des Entlassmanagements aus dem Kran-
kenhaus gelten. Grundsätzlich gilt, dass die Beurteilung der Arbeitsunfä-
higkeit und ihrer voraussichtlichen Dauer sowie die Ausstellung der Be-
scheinigung nur aufgrund einer ärztlichen Untersuchung erfolgen darf. 

Aus dem Gesetz zur digitalen Modernisierung von Versorgung und 
Pflege (DVPMG) vom Juni 2021 ergab sich für den G-BA der Auftrag, das 
Feststellen der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der ausschließlichen Fern-
behandlung, also auch für in der Praxis unbekannte Versicherte, zu re-
geln und zu beschließen. 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. Der 
G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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